
Ihre wichtigsten Rechte als Opfer einer Straftat

www.pol izei .hamburg.de

Als Opfer einer Straftat 
haben Sie viele Rechte 
und Möglichkeiten.
Nutzen Sie Ihre Rechte, 
die der Gesetzgeber für 
Sie ausdrücklich
vorgesehen hat.
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	 1. Welche Rechte stehen mir als Verletztem 	
		  bzw. Geschädigtem einer Straftat zu:

In der Regel werden Sie ein Ermitt-
lungs- und Strafverfahren als Zeuge 
erleben. Ihre erste Vernehmung er-
folgt dann bei der Polizei, zu welcher 
Sie vorgeladen werden. Eine Pflicht, 
bei der Polizei zu erscheinen, besteht 
für Sie nicht. Oft sind Sie als Geschä-
digter in einem Strafverfahren glei-
chermaßen ein Zeuge. Aus diesem 
Grund sind Polizei und Staatsan-
waltschaft bereits im Ermittlungsver-
fahren auf Ihre Mithilfe angewiesen. 
Einer Zeugenladung der Staatsan-
waltschaft müssen Sie in jedem Fall 
nachkommen.

Darf mich jemand zu meiner Zeu-
genvernehmung begleiten?

•	 Zu Ihrer Vernehmung bei der Po-
lizei, der Staatsanwaltschaft oder 
durch ein Gericht können Sie 
jede Person mitbringen, der Sie 
vertrauen (z.B. einen Familienan-
gehörigen, einen Rechtsanwalt 
oder andere). 

•	 Es ist jedoch möglich, dass der 
vernehmende Beamte feststellt, 
dass Ihre Begleitung die Ermitt-
lungen gegen den Täter gefähr-
den könnte. Das könnte bei-
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spielsweise der Fall sein, wenn 
diese selbst Zeuge in dieser An-
gelegenheit ist. Ihre Begleitung 
wird dann von der Vernehmung 
ausgeschlossen und die Verneh-
mung wird ohne sie fortgesetzt.

Was wird mir bei der Vernehmung 
mitgeteilt?

•	 Vor Ihrer Vernehmung werden 
Sie über Ihre Rechte informiert. 
Wenn Sie ein Auskunfts- oder 
Zeugnisverweigerungsrecht 
haben (abhängig von den Ver-
wandtschafts- bzw. Beziehungs-
verhältnissen zwischen Ihnen 
und dem Täter), werden Sie da-
rüber belehrt.

•	 Sie werden darüber belehrt, dass 
sie Fragen, durch deren wahr-
heitsgemäße Beantwortung Sie 
sich selbst oder Ihre Angehörigen 
belasten würden, nicht beantwor-
ten müssen.

•	 Fragen nach Ihrem persönlichen 
Lebensbereich werden Ihnen nur 
gestellt, wenn es unerlässlich ist. 

•	 Die Polizei muss Sie in bestimm-
ten Fällen auf 

–	 Ihren Versorgungsanspruch aus 
dem Opferentschädigungsgesetz 

–	 über die Möglichkeit der Unter-
stützung und Hilfe durch Opfer-
hilfeeinrichtungen 

–	 Nebenklage/ anwaltlichen Bei-
stand/ Prozesskostenhilfe 

–	 Adhäsionsverfahren und 
–	 Anordnungen nach dem Gewalt-

schutzgesetz hinweisen.

Wer kann mich zum Verfahren 
beraten?

•	 Sie können sich jederzeit durch ei-
nen Rechtsanwalt Ihrer Wahl be-
raten und unterstützen lassen.

•	 Ihr Rechtsanwalt kann gegen Vor-
lage einer Vollmacht Einsicht in 
die Ermittlungsakten der Staats-
anwaltschaft erhalten und die Be-
weisstücke besichtigen, sobald 
Gründe der Geheimhaltung oder 
berechtigte Interessen anderer 
nicht (mehr) entgegenstehen. 
Dies kann auch ein Berater der 
Öffentlichen Rechtsauskunft- und 
Vergleichsstelle (ÖRA) für Sie tun. 
Die Kosten dafür müssen Sie in 
der Regel selbst tragen (zu den 
Ausnahmen siehe Seite 10). 
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zeichen finden Sie auf Zeugenla-
dungen. Sie können das Aktenzei-
chen auch bei der Polizei erfragen.

 

Wie erhalte ich Informationen über 
das Strafverfahren? 

•	 Informationen über das Straf-
verfahren können Sie sich auch 
selbst beschaffen. Stellen Sie ei-
nen Antrag bei der Staatsanwalt-
schaft oder bei dem Gericht und 
Sie erhalten z.B. Auskünfte über:	

–	 die Einstellung des Verfahrens 
–	 den Ausgang des gerichtlichen 

Verfahrens 
•	 Bei Nennung von besonderen 

Gründen im Antrag, in dem Sie 
angeben, wozu Sie diese Auskunft 
benötigen, erhalten Sie im Einzel-
fall 

–	 Auskünfte oder Abschriften aus 
den Akten (z.B. eine Unfallskizze 
oder ein Vernehmungsprotokoll)

–	 Auskünfte über freiheitsentzie-
hende Maßnahmen, die gegen 
den Täter oder Verurteilten ange-
ordnet oder beendet sind 

–	 Auskünfte über Vollzugslockerun-
gen oder Urlaub des Verurteilten 

•	 Geben Sie bei allen Anträgen – 
wenn möglich – den Namen und 
Vornamen des Täters und das Ak-
tenzeichen der Staatsanwaltschaft 
oder des Gerichts an. Die Akten-
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Welche zusätzlichen Rechte habe 
ich dann?

•	 Wenn Sie eine Auskunft oder Ab-
schrift aus den Akten haben möch-
ten, brauchen Sie das nicht zu 
begründen. In diesen Fällen geht 
die Staatsanwaltschaft oder das 
Gericht stets davon aus, dass Sie 
ein berechtigtes Interesse an der 
Auskunft haben.

•	 Wenn Sie eine Mitteilung zu der 
Frage beantragen, ob der Tä-
ter schon oder noch inhaftiert ist, 
brauchen Sie ein berechtigtes In-
teresse an der Auskunft nicht dar-
zulegen, wenn eine Straftat gegen 
die sexuelle Selbstbestimmung, 
das Leben oder die körperliche 

	 Unversehrtheit oder die persönli-		
	 che Freiheit zu Grunde liegt.
•	 Ihr Rechtsanwalt hat das Recht, 

bei einer richterlichen Verneh-
mung des Täters oder von Zeu-
gen anwesend zu sein, falls eine 
solche schon vor der Gerichtsver-
handlung stattfinden sollte.

•	 Sie und Ihr Rechtsanwalt dürfen 

In welchen Fällen?

Für einige Delikte hat der Gesetz-
geber die Rechte der Verletzten ge-
stärkt. So steht Ihnen die  Möglichkeit 
der Nebenklage zu, wenn Sie bei-
spielsweise durch eine der folgenden 
Straftaten¹ betroffen sind:
•	 Straftaten gegen die sexuelle 

Selbstbestimmung (z.B. Verge-
waltigung, sexueller Missbrauch),

•	 Straftaten gegen die persönliche 
Ehre (z.B. Beleidigung, Verleum-
dung),

•	 Straftaten gegen das Leben oder 
die körperliche Unversehrtheit 
(z.B. Körperverletzung),

•	 Straftaten gegen die persönliche 
Freiheit (z.B. Geiselnahme oder 
schwere Fälle von Freiheitsbe-
raubung)

•	 Verstöße gegen eine richterliche 
Anordnung im Sinne des § 4 Ge-
waltschutzgesetz  

•	 und wenn ein naher Angehöriger 
getötet worden ist.

 ¹ Gesetzliche Regelungen zur Nebenklage (§ 395 Strafprozessordnung) gelten für die §§ 174 bis 182; §§ 211, 212; §§ 221, 
223 bis 226, 340; §§ 232 bis, 238, 239 Abs. 3, §§ 239 a, 239 b und 240 Abs. 4 des Strafgesetzbuches ; § 4 Gewaltschutzge-
setz sowie aufgezählte rechtswidrige Taten im § 395 Abs.1 Nr. 6 Strafprozessordnung.
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an der gesamten Gerichtsver-
handlung teilnehmen.

•	 Auf Antrag können Sie als Ne-
benkläger auftreten. Wenn Ihre 
Nebenklage zugelassen worden 
ist, dürfen Sie u.a. in der Ge-
richtsverhandlung Fragen und 
Anträge stellen. Es besteht für 
Sie jedoch keine Anwesenheits-
pflicht bei Gericht.

•	 Die Nebenklage in Strafverfah-
ren gegen tatverdächtige Perso-
nen unter 18 Jahren ist nur bei 
bestimmten schweren Straftaten 
zulässig. 

•	 Als Nebenkläger besteht für Sie 
eine uneingeschränkte Möglich-
keit zur Akteneinsicht. 

Viele Opfer von Straftaten leiden nach 
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Vernehmung im Gericht sogar 
ausnahmsweise in Abwesenheit 
des Angeklagten durchgeführt 
werden. Die Entscheidung darüber 
obliegt dem Gericht, das deshalb 
auf vollständige Informationen von 
Ihnen angewiesen ist. Wenn be-
sonders belastende Einzelheiten 
aus Ihrem persönlichen Leben zur 
Sprache kommen müssen, kann 
das Gericht ausnahmsweise die 
Öffentlichkeit zum Schutz Ihrer 
Privatsphäre von der mündlichen 
Verhandlung ausschließen. 

•	 In besonders gravierenden Fäl-
len, in denen eine Gefahr eines 
schwerwiegenden Nachteils für 
Ihr Wohl besteht, besteht die Mög-
lichkeit, dass Ihre Vernehmung bei 
der Polizei auf Video aufgezeich-
net wird. Dieses Video kann dann 
in die Gerichtsverhandlung einge-
bracht werden. In Ausnahmefällen 
kann  es sich dennoch ereignen, 
dass das Gericht Ihre mündliche  
Aussage, zusätzlich zur Videover-
nehmung,  benötigt. Sprechen Sie 
in einem solchen Ausnahmefall 
mit Ihrem Rechtsanwalt. 

Viele Opfer von Straftaten leiden 
nach der Tat an Ängsten. Sprechen 
Sie deshalb über Ihre Befürchtun-
gen. Es gibt die Möglichkeit der ge-
richtlichen Zeugenbetreuung. Sie 
können dort am Tag der Verhandlung 
in angenehmer Atmosphäre auf Ihren 
Termin warten. Auf Wunsch werden 
Sie von den Mitarbeitern der Zeugen-
betreuung zu Ihrem Termin begleitet. 
Sie können sich dort aber auch schon 
vor dem Gerichtstermin aussprechen 
und beraten lassen.

Zeugenbetreuung:  Tel. 040 42843 
-3899, -3126 oder -3243  

•	 Sprechen Sie den Richter oder 
den Staatsanwalt an, wenn Sie 
sich vor dem Täter fürchten oder 
wenn Sie bedroht worden sind. 

•	 Sind Sie durch den Täter be-
sonders gefährdet, so kann Ihr 
Wohnort bereits bei der Anzei-
genaufnahme bei der Polizei ge-
heim gehalten werden. Teilen Sie 
dazu der Polizei Ihre Befürchtun-
gen mit. 

•	 Falls Sie besonders schwerwie-
gend durch den Täter bedroht 
oder belastet werden, kann die 

	 3. An wen kann ich mich wenden, wenn ich 	
		  Angst habe?



4. Welche Kosten kommen auf mich zu?

Wird der Täter verurteilt, muss er im 
Regelfall auch Ihre Kosten und not-
wendigen Auslagen ersetzen. Leider 
sind viele Täter dazu finanziell nicht in 
der Lage. Häufig werden Sie deshalb 
Ihre Kosten selbst tragen müssen. Es 
gibt für Sie viele Hilfs- und Unterstüt-
zungsmöglichkeiten. Scheuen Sie 
sich nicht, zu fragen.

Eine preiswerte Beratungsmöglich-
keit bietet Ihnen die

Öffentliche Rechtsauskunft und 
Vergleichsstelle (ÖRA) 

Tel. 040 42843-3071 oder -3072

Bei der Suche nach einem Anwalt 
unterstützt Sie die 

Hanseatische Rechtsanwalts-
kammer Tel. 040 345398

Wie erhalte ich Prozess-
kostenhilfe?

Wenn Sie einen Rechtsanwalt be-
auftragen möchten und nur über ein 
geringes Einkommen verfügen, kann 
Ihnen auf Antrag unter Umständen 
Prozesskostenhilfe gewährt werden. 

Informationen zur Prozesskostenhilfe 
erhalten Sie bei der Geschäftsstelle 
des Gerichts. Soweit sich an Ihren 
finanziellen Verhältnissen nichts än-
dert, brauchen Sie die Kosten für Ih-
ren Anwalt dann nicht zu bezahlen. 
Andernfalls streckt der Staat die Kos-
ten vor, und Sie zahlen sie in Raten 
zurück. Den Antrag auf Bewilligung 
von Prozesskostenhilfe müssen Sie 
vor Abschluss des Rechtsstreits bei 
dem mit der Sache befassten Gericht 
stellen. Das kann auch Ihr Rechtsan-
walt für Sie tun. 
Grundsätzlich können Sie Prozess-
kostenhilfe erhalten,

•	 wenn die Sach- und Rechtslage 
schwierig ist,

•	 wenn Sie Ihre Interessen ohne 
anwaltliche Unterstützung nicht 
ausreichend wahrnehmen kön-
nen oder Ihnen das nicht zuzu-
muten ist.
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In Eilfällen kann das Gericht Ihnen 
unmittelbar nach der Straftat einen 
Rechtsanwalt Ihrer Wahl zur Seite 
stellen, selbst wenn noch keine Pro-
zesskostenhilfe bewilligt ist.

Wenn Sie Opfer eines Verbrechens 
(z.B. Raub, Vergewaltigung, schwere 
Körperverletzung) oder eines schwe-
ren Vergehens geworden sind, kann 
Ihnen durch das Gericht für die Dauer 
einer Vernehmung ein Opferanwalt 
auf Staatskosten zur Seite gestellt 
werden. Sie müssen dafür einen An-
trag beim Gericht oder der Staatsan-
waltschaft stellen. 
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5. Wie erhalte ich Schadensersatz?

•	 Das Strafverfahren dient in erster 
Linie dazu, zu klären, ob und wie 
die Täter wegen der Tat zu be-
strafen sind. Welche Möglichkei-
ten Sie haben, Schadensersatz 
schon im Strafverfahren oder 
auch in einem gesonderten Zivil-
prozess zu erhalten, erfragen Sie 
am besten bei der Öffentlichen 
Rechtsauskunft und Vergleichs-
stelle (ÖRA) oder bei Ihrem 
Rechtsanwalt (siehe Seite 10).

•	 Manchmal ist eine einvernehmli-
che Lösung der einfachste Weg 
zum Schadensersatz: Bei einem 
Täter-Opfer-Ausgleich (TOA) 
können Sie eine Wiedergutma-
chungsvereinbarung mit dem 
Täter schließen. Wenn Sie sich 
dazu entscheiden, können Sie Ihr 
Interesse an der Durchführung 
eines TOA bereits bei ihrer poli-
zeilichen Vernehmung mitteilen 
oder schriftlich bei der Staatsan-
waltschaft bzw. dem Gericht ei-
nen TOA anregen.

	 Wenn Sie sich erst einmal infor-
mieren möchten, können Sie sich 
auch direkt an die Täter-Opfer-

Ausgleichsstelle der Staatsanwalt-
schaft wenden. 

	
Täter-Opfer-Ausgleichsstelle

Tel. 040 42843-2888

•	 Ähnliches gilt, wenn ein Täter zur 
Tatzeit unter 21 Jahre alt war. Hier 
würde ein Täter-Opfer-Ausgleich 
allerdings durch die Jugendge-
richtshilfe (JGH) durchgeführt wer-
den. Hier besteht die Möglichkeit, 
Ihren Ausgleichswunsch über die 
Polizei oder direkt an die JGH he-
ranzutragen. Die Telefonnummern 
der JGH-Dienststellen finden Sie 
in den „Gelben Seiten“, im Behör-
denwegweiser „Mit Hamburg ver-
bunden“ oder über die 

Behördenhotline 115.
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Personen, die durch eine vorsätzli-
che Gewalttat eine gesundheitliche 
Beeinträchtigung erlitten haben, 
können nach dem Opferentschä-
digungsgesetz (OEG) auf Antrag 
Heilbehandlungs-, Renten- und Für-
sorgeleistungen erhalten. Näheres 
ergibt sich aus einem Faltblatt “Ent-
schädigungsleistungen für Opfer von 
Gewalttaten” des Versorgungsamtes, 
das Sie bei Ihrer Polizeidienststelle 
erhalten.

Auskünfte dazu erteilt Ihnen die Ab-
teilung Soziale Entschädigung (Ver-
sorgungsamt) der Behörde für Arbeit, 
Soziales, Familie und Integration 
(BASFI) in Hamburg:

Tel. 040 42863-7167 
oder -7172

Fax 040 42796-1081

Für Sie stehen in Hamburg eine 
Vielzahl privater und staatlicher Op-
ferhilfeeinrichtungen und Beratungs-
stellen zur Verfügung. Ihre Polizei-
dienststelle hält dazu eine Auswahl 
an Adressen und Telefonnummern 
für Sie bereit.

Herausgeber: Polizei Hamburg, LKA FSt 32 Opferschutz
Ausgabe 01/2013
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Eigene Notizen
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Aktenzeichen:
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Polizeidienststelle:


